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des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Überleitung von Lasten und Deckungsmitteln vom 
Saarland auf den Bund (Fünftes Überleitungsgesetz) 

— Drucksache 1006 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Dr. Diemer-Nicolaus 


I. 

Der Gesetzentwurf führt als Fünftes Überleitungs- 
gesetz die in den vorhergehenden Überleitungsge- 
setzen enthaltene allgemeine Regelung der finain- 
ziellen Beziehungen zwischen dem Bund und den 
Ländern im Saarland mit den durch die besondere 
Entwicklung des Saarlandes bedingten Änderungen 
und Ergänzungen ein. Er enthält im einzelnen den 
Übergang der Kriegsfolgelasten, der Versorgungs- 
bezüge ehemaliger Reichsbediensteter und der Ent- 
schädigungslast nach dem BEG auf den Bund. Für 
einzelne Rechtsgebiete ist die Überleitung von 
Lasten auf den Bund aus Zweckmäßigkeitsgründen 
besonderen Gesetzen Vorbehalten worden. Dies gilt 
insbesondere für das Gesetz gemäß Artikel 131 GG 
und für den Lastenausgieich. Bei der Übernahme die- 
ser Lasten wird jedoch die im vorliegenden Gesetzent- 
wurf enthaltene Grundsatzregelung, nach der der 
Bund die Last erst ab 1. Januar 1960 übernimmt, 
gleichfalls zu beachten sein. 

Eine Besonderheit des Entwurfs ergibt sich aus der 
Notwendigkeit, die Grundlagen für eine haushalts- 
mäßige Regelung im Rechnungsjahr 1959 zu geben, 
welche die Unbestimmtheit des Tages der Beendigung 
der Übergangszeit zweckmäßig berücksiichtigt. Die 
haushaltsmäßige Gestaltung ergibt sich aus der in 
§ 5 des Entwurfs vorgesehenen Verlängerung der 
Regelung des § 10 Nr. 1 des Saar ein gliederungsge- 
setzes vom 23. Dezember 1956 (BGBL I S. 1011) bis 
zum 31. Dezember 1959, wonach bis dahin die vom 
Saarland bisher getragenen Ausgaben einschließlich 
der bisher vom Saarland zu leistenden Bundesausga- 
ben weiter aus dem Saarhaushalt zu leisten sind. Für 
die mit dem Ablauf der Übergangszeit für das Saar- 
land entstehenden Einnahmeausfälle bei den gemein- 
samen Einnahmen mit Frankreich und bei den nach 


Artikel 1 06 GG dem Bund zustehenden Einnahmen aus 
Finanzmonopolen und Steuern (§ 4 des Entwurfs) er- 
hält das Saarland nach § 8 Abs. 1 des Entwurfs für die 
Zeit bis zum 31. Dezember 1959 eine ergänzende 
Finanzhilfe des Bundes. 

Für die Zeit vom 1. Januar 1960 bis zum Ende des 
Rechnungsjahres 1960 ist vorgesehen, daß der Bund 
eine Finanzhilfe zum Ausgleich des Landeshaushalts 
gewährt, weil sich für das Saaarland infolge der wirt- 
schaftlichen Eingliederung besondere Haushaltsbe- 
lastungen ergeben können, die für diese Anpassungs- 
zeit noch eine Finanzhilfe des Bundes erforderlich 
machen. Die finanziellen Sonderregelungen des 
Saarlandes enden erst mit dem Beginn des Rech- 
nungsjahres 1961. Vom Rechnimgsjahr 1961 ab wird 
das Saarland auch in den Finanzausgleich unter den 
Ländern einbezogen. 

II. 

Der Finanzausschuß hat dem Gesetzentwurf am 
27. Mai 1959 mit den vom Bundesrat vorgeschlagenen 
Änderungen zugestimmt und außerdem folgende Er- 
gänzungen zu § 2 Abs. 2 und § 6a beschlossen: 

1. Die Neufassung des § 2 Abs. 2 sieht vor, daß die 
Ausgaben für die Versorgung der ehemaligen 
Verwaltungsangehörigen deis Regierungskom- 
missars für das Saargebiet und des Reichskom- 
missars für die Rückgliederung des Saargebiets 
mit Wirkung vom 1. Januar 1960 an vom Saar- 
land getragen werden. Diese Versorgungslasten 
sind nach Nr. 5 und 6 der Anlage zu § 4 des Zwei- 
ten Überleitungsgesetzes mit Wirkung vom 
1. April 1950 vom Bund übernommen worden. Mit 
der Eingliederung des Saarlandes in das Finanz- 
system des Bundes fallen die Voraussetzungen für 
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die Übernahme dieser Versorgungsbezüge auf 
den Bund weg, weil die genannten Behörden Ver- 
waltungsaufgaben ausübten, die als Landesauf- 
gaben anzusehen sind. 

2. Die Neufassung des § 6a enthält die Übernahme 
der Ruhegehälter der nach Artikel 3 Abs. 1 der 
Anlage zum Saarvertrag auf ihren Antrag in den 
Ruhestand versetzten Beamten und der Versor- 
gungsbezüge für die nach Artikel 3 Abs, 3 der 
Anlage 1 zum Saarvertrag auf Antrag ausgeschie- 
denen Angestellten und Arbeiter. Diese Versor- 
gungslasten wären grundsätzlich ebenfalls vom 
Saarland zu tragen, weil es sich um Landesbe- 


dienstete handelt. Die Übernahme dieser Versor- 
gungslasten auf den Bund erschien jedoch geboten, 
weil es sich um Entlassungen handelt, die wegen 
der vor Inkrafttreten des Saarvertrages einge- 
nommenen politischen Haltung zugelassen wur- 
den und deshalb hier eine gesamtdeutsche Ver- 
pflichtung des Bundes anzu erkennen ist. 


III. 

Der Haushaltsausschuß hat gegen die vom Finanz- 
ausschuß mit diesen Ergänzungen beschlossene Fas- 
sung keine Bedenken erhoben. 


Bonn, den 12. Juni 1959 

Frau Diemer-Nicolaus 

Berichterstatter in 


B. Bericht des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1006 — mit den 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Änderungen, im übrigen unverändert nach 
der Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 9. Juni 1959 


Der Finanzausschuß 


Neuburger 

Vorsitzender 


Frau Dr. Diemer-Nicolaus 

Berichterstatterin 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Überleitung von Lasten und Deckungsmitteln vom 
Saarland auf den Bund (Fünftes Überleitungsgesetz) 

— ' Drucksache 1006 — 

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 


Entwurf 

§ 2 

Geltung des Zweiten Überleitungsgesetzes 
im Saarland 

Von dem Zweiten Gesetz zur Überleitung von 
Lasten und Deckungsmitteln auf den Bund (Zweites 
Überleitungsgesetz) vom 21. August 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 774) treten im Saarland § 1 Abs. 2 
und 3, §§ 3 bis 6 und 9 bis 11 mit Wirkung vom 
1. Januar 1960 in Kraft. 


§ 6 

Entschädigungslast 

nadi dem Bundesentsdiädigungsgesetz 

(1) Die Regelung des § 3 Nr. 10 des saarländi- 
schen Gesetzes zur Einführung des Bundesentschädi- 
gungsgesetzes — BEG — vom 6. Februar 1959 
(Amtsblatt des Saarlandes S. . . .) gilt auch für die 
Zeit vom Ende der Übergangszeit nach Artikel 3 des 
Saarvertrages bis zum 31. März 1961. 

(2) Der Bund erstattet dem Saarland die Hälfte 
der Entschädigungsaufwendungen in der Zeit vom 
1. Januar 1960 bis zum 31. März 1961. 

(3) Die Regelung des § 172 des Bundesentschädi- 
gungsgesetzes in der Fassung vom 29. Juni 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 562) tritt im Saarland mit Wir- 
kung vom 1. April 1961 in Kraft; mit Wirkung von 
diesem Zeitpunkt an, wird in § 172 Abs. 1 hinter 
dem Wort „Rheinland-Pfalz" das Wort „Saarland" 
eingefügt. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

§ 2 

Geltung des Zweiten Überleitungsgesetzes 
im Saarland 

(1) Von dem Zweiten Gesetz zur Überleitung von 
Lasten und Deckungsmitteln auf den Bund (Zweites 
Überleitungsgesetz) vom 21. August 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 774) treten im Saarland die §§ 1, 
3 bis 6 und 9 bis 11 mit Wirkung vom 1. Januar 
1960 in Kraft. Die einmaligen Ausgaben für die Ein- 
richtung neuer Dienststellen der Bundesfinanzver- 
waltung im Saarland werden auch in der Zeit vom 
Ablauf der Übergangszeit bis zum 31. Dezember 
1959 vom Bund getragen. 

(2) Die Ausgaben für die Versorgung der ehe- 
maligen Verwaltungsangehörigen des Regierungs- 
kommissars für das Saargebiet und des Reichskom- 
missars für die Rückgliederung des Saargebietes 
(Nummer 5 und 6 der Anlage zu § 4 des Zweiten 
Überleitungsgesetzes) sind mit Wirkung vom 1. Ja- 
nuar 1960 an vom Saarland zu tragen. 

§ 6 

Entschädigungslast 

nach dem Bundesentschädigungsgesetz 

(1) Die Regelung des § 3 Nr. 10 des saarländi- 
schen Gesetzes zur Einführung des Bundesentschädi- 
gungsgesetzes — BEG — vom 6. Februar 1959 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 759) gilt auch für die 
Zeit vom Ende der Übergangszeit nach Artikel 3 des 
Saarvertrages bis zum 31. März 1961. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 
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Entwurf 


§ 7 

Übergangsbestimmungen 

(1) Soweit nach diesem Gesetz Einnahmen vom 
Saarland auf den Bund übergehen, stehen die von 
dem jeweils in Betracht kommenden Stichtag ab ein- 
gehenden Einnahmen dem Bund zu; die vor dem 
Stichtag eingehenden Einnahmen verbleiben dem 
Saarland. Die auf den Bund vom Stichtag ab über- 
gehenden Ausgaben sind für Rechnung des Bundes 
zu leisten, soweit sie vom Saarland bis zum Stich- 
tag noch nicht geleistet worden sind. 

(2) Wenn das Saarland vor dem Stichtag fällige 
Ausgaben bis zum Stichtag nicht geleistet hat, so 
hat es dem Bund die hierdurch entstehende Mehr- 
belastung zu erstatten. 

(3) Wenn das Saarland vor dem Stichtag Mittel 
aufgewendet hat, um die fristgeredite Leistung von 
Zahlungen für den auf den Stichtag folgenden Zeit- 
raum sicherzustellen, hat der Bund dem Saarland 
diese Mittel zu erstatten. 

(4) Die Abrechnungen der gemeinsamen Einnah- 
men und Ausgaben nach Artikel 16 und 17 des Saar- 
vertrages werden für Rechnung des Saarlandes vor- 
genommen. Die der Abrechnung der gemeinsamen 
Einnahmen und Ausgaben nicht mehr unterliegen- 
den Einnahmen aus den unter Artikel 16 des Saar- 
vertrages fallenden Steuern, die noch auf Grund des 
bis zum Ablauf der Übergangszeit geltenden Rechts 
nach dem Ablauf der Übergangszeit im Saarland 
anfallen, stehen dem Bund zu; die der Abrechnung 
nicht mehr unterliegenden Erstattungen aus diesen 
Steuern sind vom Bund zu leisten. Ebenso sind Er- 
stattungen auf Grund einer Rechtsverordnung des 
Bundesministers der Finanzen nach § 18 Abs. 1 Ziff. 2 
des Gesetzes über die Eingliederung des Saarlandes 
vom 23. Dezember 1956 vom Bund zu leisten. Die 
der Abrechnung nicht mehr unterliegenden Aus- 
gaben nach Artikel 16 Abs. 2 des Saarvertrages trägt 
das Saarland. 

(5) Die Resteinnahmen aus den mit dem Ablauf 
der Übergangszeit nach Artikel 3 des Saarvertrages 
wegfallenden, nicht unter Absatz 4 fallenden saar- 
ländischen Abgaben stehen dem Saarland auch inso- 
weit zu, als sie noch nach dem Ablauf der über- 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

§ 6a 

Versorgungslasten nach Artikel 3 
der Anlage 1 zum Saarvertrag 

Der Bund erstattet dem Saarland mit Wirkung 
vom 1. Januar 1960 an die Ruhegehälter der nach 
Artikel 3 Abs. 1 der Anlage 1 zum Saarvertrag auf 
ihren Antrag in den Ruhestand versetzten Beamten 
bis zum Ende des Monats, in dem sie die gesetzliche 
Altersgrenze erreichen, längstens bis zum Ende des 
Monats, in dem sie sterben; das gilt auch für die 
entsprechenden Versorgungsbezüge der auf Antrag 
ausgeschiedenen, unter Artikel 3 Abs. 3 der An- 
lage 1 zum Saarvertrag fallenden Angestellten und 
Arbeiter. 

§ 7 

Übergangsbestimmungen 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) Die Resteinnahmen aus den mit dem Ablauf 
der Übergangszeit nach Artikel 3 des Saarvertrages 
wegfallenden, nicht unter Absatz 4 fallenden saar- 
ländischen Abgaben stehen — bei der Gemein- 
schaftshilfeabgabe mit der bisherigen Zweckbin- 
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Entwurf 

gangszeit eingehen; nachträgliche Erstattungen aus 
diesen Steuern sind vom Saarland zu leisten. 


(6) Die Überleitung der für die Kriegsschäden- 
regelung im Saarland zweckgebundenen Landesmit- 
tel, insbesondere der Einnahmen aus der saarlän- 
dischen Gemeinschaftshilfeabgabe auf den Bund 
(Sondervermögen Ausgleichsfonds) wird gesondert 
geregelt, 

(7) Die saarländische Tabak- und Zündwaren- 
regie wird durch das Saarland abgewickelt. Einnah- 
men der Regie, die nach ihrer Aufhebung fällig 
werden, stehen dem Saarland zu. Ausgaben, die zur 
Abwicklung von Verpflichtungen der Regie zu 
leisten sind, trägt das Saarland. 


Beschlüsse des 14, Ausschusses 

düng — dem Saarland auch insoweit zu, als sie 
noch nach dem Ablauf der Übergangszeit eingehen; 
nachträgliche Erstattungen aus diesen Steuern sind 
vom Saarland zu leisten. 

(6) Die Überleitung der für die Kriegsschäden- 
regelung im Saarland zweckgebundenen Mittel auf 
den Bund (Sondervermögen Ausgleichsfonds) mit 

Wirkung vom 1. Januar 1960 an wird gesondert ge- 
regelt. 

(7) unverändert 
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